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Im Landesbeamtengesetzes (LBG) wurden die Regelaltersgrenzen für Beamtinnen und 
Beamte ab Jahrgang 1947 schrittweise angehoben (s.Tabelle unten).  
Für schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte gibt es auch im 
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz vom 14.06.2016 keine Änderungen für das 
Eintrittsalter in den Ruhestand und für die Versorgungsabschläge. 
 
Der § 33 Abs. 3 LBG gibt Auskunft darüber, wann ein Beamter auf seinen Antrag 
wegen Erreichens einer Altersgrenze in den Ruhestand versetzt werden kann: 
 

§ 33 Abs. 3 LBG 
Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit kann ein Beamter (...) auf seinen Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden 
1. frühestens mit Vollendung des dreiundsechzigsten Lebensjahres 
2. als schwerbehinderter Mensch im Sinne von § 2 Abs. 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuches frühestens mit Vollendung des sechzigsten Lebensjahres 
 
Aus dienstlichen Gründen kann bei Leitern und Lehrern an öffentlichen Schulen die 
Versetzung in den Ruhestand bis zum Ende des laufenden Schuljahres 
hinausgeschoben werden. 

 
Die schwerbehinderte Lehrkraft kann wahlweise zwischen der Antragsaltersgrenze 
von 60 J. und der (neuen) Regelaltersgrenze der Lehrkräfte in den Ruhestand 
treten. 
 
Die schrittweise Anhebung der Regelaltersgrenzen findet sich in folgender Tabelle: 
 

§ 31 Abs. 2 LBG NRW 
(...)  
Geburtsjahr   Anhebung     Altersgrenze  
            um Monate   Jahr   + Monate 
1951    5   65    5 
1952    6   65    6 
1953    7   65    7 
1954    8   65    8 
1955    9   65    9 
1956    10   65   10 
1957    11   65   11 
1958    12   66    0 
1959    14   66    2 
1960    16   66    4 
1961    18   66    6 
1962    20   66    8 
1963    22   66   10 
1964    24   67    0 

 
Zurruhesetzung auf Antrag (für nicht Schwerbehinderte) ist weiterhin zum Ende 
des Halbjahres nach Vollendung des 63sten Lebensjahres möglich. 
Für jeden Monat vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze werden lebenslänglich 
Versorgungsabschläge in Höhe von 0,3 % (jährlich 3.6 %) berechnet.  
Durch die Anhebung der Regelaltersgrenze sind nun max. 14.4 % 
Versorgungsabschläge möglich. 
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